Heeſſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr, 21. Bi aa 


(Nr. 7343) Geſetz, betreffend die Ausdehnung mehrerer in den älteren Landestheilen gelten⸗ 
. den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts auf die Bezirke der Provinz 
Hannover, in denen das Allgemeine Landrecht gilt. Vom 1. März 1869. 


85 Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen de 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 


as folgt: er | | 
In den Bezirken der Provinz Hannover, in welchen das Allgemeine Land- 
nacht gilt, treten in Kraft; a N 
I) der F. 1. des Geſetzes über die Form einiger Rechtsgeſchäfte, vom 
11. Juli 1845. (Geſetz⸗Samml. S. 495.), 
jedoch bleiben die auf der Hannoverſchen Geſetzgebung beruhenden 
Vorſchriften über die Form der Rechtsgeſchäfte, insbeſondere die 
Vorſchrift des $. 29. des Hannoverſchen Geſetzes vom 9. Mai 1823., 
betreffend die bäuerlichen Verhältniſſe in der niederen Grafſchaft 
Lingen, in Kraft; e ) EC 


2) die Deklaration über die Anwendung des F. 395. Titel 21. Theil 1. 
85 20 Landrechts, vom 21. Juli 1846. (Geſetz⸗Samml. 
326.) f 


3) die Deklaration des $. 54. Titel 6. Theil I. des Allgemeinen Landrechts, 
betreffend die Verjährungsfriſt bei einer Schadenserſatzforderung, vom 
31. März 1838. (Geſetz-Samml. S. 252.) ; 


4) die Verordnung vom 9. November 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 347.), 
wegen des Verkaufs der Früchte auf dem Hahne und des künftigen 
Zuwachſes, 


inſoweit durch dieſe Verordnung die Vorſchrift des $. 594. Titel 11. 
f : Theil I. des Allgemeinen Landrechts aufgehoben wird; 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. März 1869. 


5) die 


=) die Allerhöchſte Kabinets⸗Order vom 22. Mai 1842., betreffend di 
Publikation der ſeit länger als 56 Jahren deponirten Teſtamente (Geſetz⸗ 
Samml. S. 201.); BE a GE 
6) die Kd. 1. 2. und 3. der Verordnung vom 28. März 1840., betreffend 
i die Befugniß des Beneſtzialerben (Geſetz-Samml. S. 103.) 
97) die Deklaration über den Majorennitätstermin der Juden, vom 24. Ja- 
nuar 1844. (Geſetz-Samml. S. 51.) , 3 
8) die Deklaration der die Alimentationspflicht der Verwandten betreffenden 
e 63. und 251. Titel 2. und SS: 14. und 15. Titel 3. Theil II. des 
Allgemeinen Landrechts, vom 21. Juli 1843. (Geſetz-Samml. S. 296.) 3 
9) die Verordnung über die Rechte der Ehefrau auf ihre eingebrachten 1 
Mobilien gegen die Gläubiger des Mannes, vom 7. April 1838. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 255.) e 
10) das Geſetz über die Errichtung und Bekanntmachung der Verträge wegen 
Einführung oder Ausſchließung der ehelichen Guͤtergemeinſchaft, vom 
20. März 1837. (Geſetz-Samml. S. 63.), Sg 1 
der F. 2. dieſes Geſetzes jedoch mit der Abänderung, daß die Aufnahm 
oder Anerkennung der Verträge auch vor einem Notar in der Pro⸗ 
viinz Hannover erfolgen kann / = 
er der $. 4. des Hannoverſchen Einführungsgeſetzes zum Al 
5 gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 4. Oktober 1864. blei 
unberührt 5 
11) die Verordnung über das Verbot der Ehe zwiſchen Stief oder 
eltern und Stief⸗ oder Schwiegerkindern, vom 22. Dezembe 
G Geſetz⸗Samml. von 1844. S. A); 5 e 
12) das Geſetz vom 24. April 1854. betreffend die Abänderung des A 
ſchnitts 11. Titel 1. Theil II. und des Abſchmitts 9. Titel 2. Theil I 
des Allgemeinen Landrechts (Geſetz-Samml. ©. EE 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 


Königlichen Inſiegel. e 
N Gegeben Berlin, den 1. März 1869. f T 


ve (IL. S.) Wilhelm 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Ro on i 


r v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
f | $ Leonhardt. Be 


SEN 


Nr. 7344.) Geſetz, betreffend die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Stadt in Frank⸗ 
furt a. M. Vom 5. März 1869. \ 


2 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Jä Ni A 


Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Rezeß über die Auseinander⸗ 
„ſetzung zwiſchen dem Staat und der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. wird hier⸗ 
4 durch genehmigt. 
2 F. 2. 


. Die im Artikel 16. des Rezeſſes unter Nummer 1. bis 6. aufgeführten 
Anleihen werden hiermit der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zur Ver⸗ 
waltung überwieſen. 

Für die Verwaltung dieſer Anleihen gelten die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die künftige Behandlung der auf mehreren der neu erworbenen 
Landestheile laſtenden Staatsſchulden ꝛc., vom 29. Februar 1868. (GeſetzSamml. 
S. 169.) mit der Maaßgabe, daß an die Stelle des daſelbſt im $. 4. beſtimmten i 
Zeitpunkts (1. Januar 1868.) der 1. Januar 1869. tritt. Die Tilgung erfolgt 

auch ferner im Wege der Auslooſung. ) 


6 3. 


Sofern Perſonen der im Artikel 18. des Rezeſſes unter 1. und 2. be 
zeichneten Kategorien inzwiſchen im Dienſte der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 
angeſtellt find oder ferner angeſtellt werden, ruht das Recht auf den Bezug der 
denſelben aus der Staatskaſſe zu gewährenden Penſion inſoweit, als die letztere 
unter Hinzurechnung des Einkommens der neuen Dienſtſtellung oder demnächſt 
unter Hinzurechnung der in dieſer Stellung nach Maaßgabe des Gemeinde⸗ 
Verfaſſungsgeſetzes für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 401.) erdienten Penſion den Betrag des früheren Dienſteinkommens 
EE nach welchem die aus der Staatskaſſe zu gewährende Penſion feſt⸗ 
geſetzt iſt. 2 R 

Für den Fall, daß Perſonen der vorbezeichneten Kategorien anderweit im 
unmittelbaren Staatsdienſt wieder angeſtellt ſind oder angeſtellt werden, finden 
in Anſehung der Fortgewährung, Kürzung, Einziehung und Wiedergewährung 
der Penſionen lediglich die in dieſer Beziehung für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten geltenden allgemeinen Vorſchriften Anwendung. i 


8. 4. 


Die in Frankfurt a. M. auf Grund des Geſetzes vom 6. Oktober 1863. 
tehende Penſionsanſtalt für die Wittwen und Waiſen von Staatsdienern wird 
Nr, 7844.) i 50* hier. 


d 
üf. 


1 
k 


hierdurch dergeſtalt geſchloſſen, daß fortan der Zutritt neuer Mitglieder nich 
mehr ſtattfindet. i 
Hinſichtlich der vom 1. Januar 1870. ab nach Artikel 19. des Rezeſſes 
aus der Staatskaſſe und aus der Stadtkaſſe zu gewährenden Penſionen und 
der an dieſe Kaſſen zu zahlenden Beiträge bleiben auch nach der Auflöſung 
der Anſtalt die Beſtimmungen des erwähnten Geſetzes vom 6. Oktober 1863. 
maaßgebend. e | Haftlaprad 
In allen auf die Höhe der Beiträge oder der Penſionen bezüglichen Streit: 
fällen ſteht den Intereſſenten der geſchloſſenen Anſtalt der Rechtsweg offen 
Den unverheirathet gebliebenen und den verwittweten Mitgliedern der 
Anſtalt wird geſtattet, die Zahlung der Beiträge, inſoweit dieſelben nach Maaß⸗ 
gabe der angeführten Rezeßbeſtimmungen vom 1. Januar 1870. ab an die 
Staatskaſſe zu entrichten ſein würden, von dieſem Zeitpunkte ab mit der Wirkung 
einzuſtellen, daß gleichzeitig ihre Anſprüche aus der bisherigen Mitgliedſchaft er⸗ 
löſchen. Das Gleiche kann durch Beſchluß des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung für diejenigen unverheirathet gebliebenen und verwit- 
weten Mitglieder beſtimmt werden, deren Beiträge von jenem Zeitpunkte ab an 
die Stadtkaſſe zu zahlen ſein würden. | 


g ` 63. 

Die dem Artikel 21. des Rezeſſes beigefügte Ueberficht hat für die Staats⸗ 
verwaltung im Gebiete der ehemaligen Freien Stadt Frankfurt während des 
Jahres 1867. als Grundlage für die Rechnungslegung und vorbehaltlich der 
bei der Prüfung der Rechnung ſich etwa noch ergebenden Erinnerungen für die 
Entlaſtung der e een zu dienen. Die Prüfung und Dechargiru 
der danach zu legenden Rechnungen erfolgt durch die Oberrechnungskam 
Der in der Ueberſicht nachgewieſene Ueberſchuß kann, ſoweit erforderlich, 
Zahlung der nach Artikel 23. des Rezeſſes zu gewährenden Vergütigungen für 
Kriegsleiſtungen und Laſten verwendet werden. Se 


8 §. 6. 
5 Zum Behufe der Zurückzahlung der im Artikel 16. des 5 unter a. 
und b. bezeichneten beiden Darlehne von 5,747,008 Gulden 45 Kreuzer und 
1,200,000 Gulden, ſowie zum Behufe der Zahlung der durch Artikel 22. des 
ae a Stadt Frankfurt a. M. zugeftandenen Summe von 2,000,000 
ulden i ) 


1) zunächſt der Betrag des im Artikel 3. des Rezeſſes bezeichneten Vor⸗ 
ſchuſſes von 1,650,000 Gulden zu verwenden, Be 


2) eine verzinsliche Staatsanleihe bis zur Höhe von vier Millionen vier 
hundertfunfzig Tauſend Thalern aufzunehmen, welche mit der durch 
das Geſetz vom 17. Februar 1868. (Geſetz⸗Samml. S. 71.) bewilligten E 
Anleihe zu vereinigen und von dem im F. 6. daſelbſt beftimmten Zeit- 
punkte ab mit mindeſtens Einem Prozent jährlich zu tilgen iſt. ö 


e, 


Durch die Beſtimmungen des gegenwärtigen Gefeßes und des anliegenden 
Rezeſſes wird die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Staat und der Stadtgemeinde 
Frankfurt a. M. wegen des früher ungetrennten Staats⸗ und Stadthaushaltes 
dergeſtalt abge e daß auf Grund von Bewilligungen oder ſonſtigen ver⸗ 
pflichtenden Akten der meren der Behörden und Körperſchaften der vor⸗ 
maligen Freien Stadt Frankfurt für die eee für Korporationen, An⸗ 
ſtalten, Stiftungen, Kirchen, Pfarreien, Schulen, Beamte, Geiſtliche, Lehrer 
oder Privatperſonen weitere Anſprüche an den Staat nicht ſtattfinden, als in 
dem Umfange, in welchem die gegenüberſtehenden Verpflichtungen durch dieſes 
Geſetz und den anliegenden Rezeß auf den Staat übernommen worden ſind. 


Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
sniglichen Inſiegel. SC Ee 


Gegeben Berlin, den 5. März 1869. SR 
(L. S.) Wilhelm. 


r. v. Bismarck⸗ Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. S v. Roon. 


mp 


„Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
man Leonhardt. 0 


| em Staat und der Stadtgemeinde Frank⸗ 
furt a. M. zum Abſchluß zu bringen, iſt zwiſchen 


1) dem Wirklichen Geheimen Ober⸗Finanzrath und Miniſterialdirektor 
Guenther, f d 


2) dem Regierungsrath Hoffmann, 
als Vertretern der Königlichen Staatsregierung einerſeits, und 


Um die Auseinanderſetzung zwiſchen d 


1) dem Bürgermeiſter Dr. Mumm, i i a Ä 
2) dem Stadtrat) Dr. Paſſavant, | 
3) dem Stadtverordneten Dr. Rumpf, 
4) dem Stadtverordneten Dr. Hamburger, E 


als den durch Vollmacht legitimirten Vertretern der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 
andererſeits, unter Vorbehalt der Genehmigung der Königlichen Staatsregierung „ 
der nachfolgende Auseinanderſetzungs⸗Rezeß abgeſchloſſen worden. 4 


Artikel 1. | 
Grundſtücke und Gebäude für Staatsverwaltungszwecke. 


Die im Gebiet der emer Freien Stadt Frankfurt bis zum Erla, 
des Patents vom 3. Oktober 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 600.) zu Staat 
verwaltungszwecken beſtimmt geweſenen Grundſtücke und Gebäude ſind Staats⸗ 
eigenthum, insbeſondere: 5 

1) das Appellationsgerichts⸗Gebäude / 

2) das Stadtgerichts⸗Gebäude / 

3) das Arreſthaus auf dem Klapperfeld in allen ſeinen Theilen / 


4) das Münzgebäude in ſeinem ganzen Umfange mit allen dazu gehörigen 
Einrichtungen und Anjtalten; b | e 


5) das Hauptfteneramts - Gebäude (früher Zolldirektions⸗Gebäude) nebſt 
Kellern, Holzſchuppen, Waſchküche und dem daneben ſtehenden Zoll- 
abfertigungsſchuppen, ſowie der eingefriedigte Zollhof nebſt den in dem 
feülben befindlichen vier Zollabfertigungs⸗Gebäuden / 


6) das Packhofs⸗Niederlagsgebäude in allen ſeinen Theilen nebſt den dazu 
gehörigen Kellerräumen. i N 3 


* 
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7) des ſogenannten Leinwandhauſes zur Abhaltung der Siena 


8) der in dem Polizeiamts⸗Gebä 
nenden Räumlichkeiten, N | 
9) des Gefängniſſes in der Konſtablerwache (auf der Zeil) zur Unterbringung 
von gerichtlichen Unterſuchungsgefangenen, 
findet, ohne Gewährung eines Entgelts, in der bisherigen Weiſe auch ferner 
ſtatt, bis für die angegebenen Zwecke etwa andere Einrichtungen getroffen werden. 
Von den vorhandenen Militair⸗Grundſtücken und Gebäuden ſind Staats⸗ 
eigenthum: 
I. das Dominikaner⸗Kaſernement nebſt allen Mobilien und Utenſilien, welche 
für das ehemalige Frankfurter Linienbataillon beſtimmt geweſen find; 
II. die Dominikanerkirche in ihrem ganzen Umfange; 


III. das Gendarmerie⸗Kaſernement auf dem Klapperfeld, nebſt den zugehörigen 
Gebäuden, dem Hofraum und dem offenen Reitplatz, mit Ausſchluß 
jedoch des dem bisherigen Gendarmerie Kommandeur zur Benutzung 
verſtatteten Gartenraumes; 


IV. das Lazarethgrundſtück auf der Pfingſtweide in ſeinem ganzen Umfange 
mit den darauf befindlichen Haupt⸗ und Nebengebäuden; 

V. der ſogenannte Falkenſpeicher , 

VI. folgende Militair⸗Wachtgebäude: ; 
a) die ſogenannte Hauptwache nebſt dem dieſelbe umgebenden Terrain, 

ſoweit daſſelbe für Wachtzwecke abgeſperrt ift; 

bi die Taunus⸗Thorwache; 
e) die Allerheiligen-Thorwache nebſt den für n beſtimmten 


Pertinenzien, und zwar ad a. bis c. mit den in den Wachtlokalen 
befindlichen Ausſtattungsgegenſtänden 


VII. die neuen Militair⸗Pulvermagazine nebſt dem dazu gehörigen Wagen⸗ 
ſchuppen und dem Wachtlokal. , 


Die Benutzung 1 

VIII. des in der ſogenannten Konſtablerwache (an der Zeil) befindlichen Militair- 
Wachtlokals, 

IX. der ſämmtlichen Militair⸗Schießſtände im Stadtwalde und der Plätze 


für das bei dieſen Schießſtänden zu erbauende Wachtgebäude, ſowie für 
den bei demſelben befindlichen Scheiben- und Pferdeſchuppen, 


X. des Exerzierplatzes auf der Grindbrunnenwieſe, 


findet in der bisherigen Weiſe auch ferner ſtatt, bis für die angegebenen Zwecke 
ewa andere Einrichtungen getroffen werden. Der Staat verzichtet auf die 
Eigenthumsanſprüche an der Grindbrunnenwieſe. 

r. 7344.) Art. 


de (Kleſernhof) als Schuldgefängniß die⸗ 


N 


Militair⸗Ausrüſtungsgegenſtände. 


Die ſämmtlichen Waffen und ſonſtigen Armatur⸗ und Ausrüſtungs, 
egenftände des vormaligen Frankfurter Linienbataillons und der vormaligen 
ee einſchließlich der Pferde der letzteren, find Staatseigenthum. 


Artikel 3. 


Eiſenbahnen. 
Die Antheile 
1) an der Main⸗Weſer Eiſenbahn, 
2) an der Main⸗Neckar Eiſenbahn, 
3) an der Frankfurt⸗Offenbacher Eiſenbahn 


in dem Umfange, wie ſie nach Maaßgabe der darüber abgeſchloſſenen Staat ⸗ 
verträge der vormaligen Freien Stadt Frankfurt zuſtanden, ſind Eigenthum des 
Staates. Als Zubehör und integrirende Theile der Eiſenbahnen werden ind | 
beſondere auch die Eiſenbahnbrücke (über den Main), die Bahntelegraphen, die 
Bahnhöfe nebſt allen dazu gehörigen Gebäulichkeiten, Einrichtungen und Anlagen, 
einſchließlich des im Zuſammenhange mit den Weſtbahnhöfen zu Frankfurt a. M. 
ſtehenden Hotels „Weſtendhalle“, ſowie alle für die Zwecke der genannten Eifen- 
bahnen beſtimmten Grundſtücke angeſehen, letztere inſoweit fie für den Eiſenbahn⸗ 
betrieb in Benutzung genommen find. Der von der vormaligen Freien Stadt 
Frankfurt bei Erbauung der Main ⸗Neckar Eiſenbahn an das Großherzo thum 
Baden vorſchußweiſe gewährte, von demſelben inzwiſchen zurückgezahlte Betrag 
von 1/650, 000 Fl. gehört zum Staatsvermögen. 


Die Verbindungs- und Hafen⸗Eiſenbahn zu Frankfurt a. M. iſt Eigen⸗ 
thum der Stadtgemeinde. a SS 


1 


Artikel 4. , g 
Staatstelegraph. Wi S 


e 4. 
Dier Staatötelegraph in dem Umfange, wie er der vormaligen Freien 
Stadt Frankfurt gehörte, iſt mit allen dazu gehörigen Einrichtungen und An⸗ 
lagen Staatseigenthum. Bi 
Artikel 5. 


Lotterie. 


Die Frankfurter Lotterie iſt eine ſtädtiſche Anſtalt und das bei derselben 


SE Betriebskapital von funfzig Tauſend Gulden Eigenthum der Stadt⸗ 
gemeinde. ; 


Mit Beendigung der letzten Ziehung der in der zweiten Hälfte des Jahres 
1872. beginnenden Klaſſenlotterie erfolgt, vorbehaltlich der Beſtimmung eines 
früheren Zeitpunktes durch geſetzliche Anordnung, die Aufhebung dieſer Lotterie, 
deren Plan inzwiſchen nicht verändert werden darf, ohne Anſpruch der Stadt⸗ 
gemeinde auf Entſchädigung. | 


E Artikel 6. 
Zollſtrafgelderfonds. 


Der von der Zollverwaltung der vormaligen Freien Stadt Frankfurt an⸗ 
geſammelte Zollſtrafgelderfonds iſt Staatseigenthum. 


Artikel 7. 
Chauſſeen. 


Von den vorhandenen Chauſſeen werden die nachbezeichneten Strecken: 


A 1) die Mainzer Chauſſee von der um die Stadt laufenden Promenaden⸗ 
Cuhauſſee ab, N 


e 2) die Chauffee nach Haufen und Praunheim von dem Ausgange der 

Stadt Bockenheim gegen Haufen an bis an die Grenze der Gemarkung 

Praunheim, h 

J) die Friedberger Chauffee von der Promenaden⸗Chauſſee ab, mit der 

Alzweigung nach Homburg, 5 NE 

J) die as Chauſſee vom Hanauer an an ab und zwar von dem 

Punkte, wo gegenwärtig das Steinpflaſter aufhört, 

5) die Offenbacher, die Darmſtädter und die Mörfelder (Oppenheimer) 
Chauſſee, von dem Kreuzungspunkte vor dem Affenthor ab, 


und zwar zu 1. und zu 3. bis 5., ſoweit fie durch das ehemals Frankfurter 
1 als Staatsſtraßen vom Staate unterhalten. 


I ſtädtiſchen Gemarkung von Frankfurt a. M. find von der Stadtgemeinde zu 
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Die vorhandenen Chauſſeehäuſer auf den nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen vom Staate zu unterhaltenden Chauſſeeſtrecken find Staatseigenthum. 
Die Friedberger Warte iſt Eigenthum der Stadt. 


Artikel 8. 
Mainbrücke. 


Die alte Mainbrücke iſt Staatseigenthum und wird vom Staate unterhalten. 

Die Mühle und die Waſſerhebe-Anſtalt, welche an die Brücke angebaut 
ſind, ſind nicht als Pertinenzien der Brücke anzuſehen. Doch iſt die Stadt⸗ 
gemeinde verpflichtet, ſobald Seitens des Staates im Intereſſe der Schiffahrt 
und des Verkehrs ein Umbau der Brücke vorgenommen wird, die genannten 
Anbauten, inſoweit ſie gegenwärtig Eigenthum der Stadtgemeinde ſind, ohne 
Anſpruch auf Entſchädigung zu beſeitigen, inſoweit dies für den Zweck jenes 
Umbaues erforderlich iſt. > 


Artikel 9. 
Kämmereivermögen. 


Alles Grundeigenthum der vormaligen Freien Stadt Frankfurt, welches 
nicht in den vorſtehenden Artikeln für Staatseigenthum erklärt worden iſt, iſt 
Eigenthum der Stadtgemeinde. S 


Das Gleiche gilt von dem Obereigenthum an dem fogenannten Schwanen⸗ 
ut, von dem Lehens⸗Obereigenthum an dem Münzenbergſchen und Schönbornſchen 
Lehen, von allen Erbpacht⸗, Zins-, Servitut⸗ und Rentenberechtigungen und 
gefühlten Aktivkapitalien, mit Ausnahme der in den Artikeln 3. und 6. au- 
geführten. 3 E 


Artikel 10. 
Umfang und Zubehörungen der Grundftüde, 


beſtimmt feſtgeſetzt find, mit allen darauf befindlichen Baulichkeiten, mit dei 
Hofräumen und allem Zubehör verſtanden. \ Es 

Wo hiernach dem Staate das Eigentum an Gebäuden zuſteht, erſtreck 

ſicch daſſelbe auch auf die in denſelben für die Zwecke des Staatsdienſtes vorhan 

denen Mobilien. | ; Ar 


EEN 


Artikel 11. . 


Archive. 


Die in den Archiven der vormaligen Freien Stadt Frankfurt vorhandenen 
Staats⸗Archivalien ſind Staatseigenthum. / 


Artikel 12. 
Ausſchließung von Entſchädigungs forderungen. 


Ein Werthserſatz von Seiten des Staates an die Stadtgemeinde Frank⸗ 
furt a. M. für die in den Artikeln 1. bis 11. des gegenwärtigen Rezeſſes für 
Staatseigenthum erklärten Vermögensobjekte findet nicht ſtatt. 


Artikel 13. 
Kirchen und Schulen. 


Das Patronat an den Kirchen und Schulen in der Stadt Frankfurt a. M. 
(mit Sachſenhauſen), ſowie in den Ortſchaften Oberurſel, Schwanheim, Praun⸗ 
heim, Bonames und Hauſen, inſoweit ein ſolches Patronat rechtlich beſteht und 
ſeither der vormaligen Freien Stadt Frankfurt zuſtand, verbleibt der Stadt⸗ 
gemeinde Frankfurt a. M. Alle Verpflichtungen, welche auf Grund dieſes 
Patronatverhältniſſes oder ſonſt der ehemaligen Freien Stadt Frankfurt in An⸗ 
ſehung der Unterhaltung der Kirchen, Pfarreien und Schulen, überhaupt für 
das geſammte Kirchen⸗ und Schulweſen in der Stadt Frankfurt a. M. (mit 
Sachſenhauſen) und in den genannten Ortſchaften oblagen, ſind von der Stadt⸗ 
gemeinde Frankfurt a. M. zu tragen. 


/ Der auf Grund des Staatsvertrages vom 8. Oktober 1818. zu leiſtende 
Beitrag zur Dotation des Bisthums Limburg wird aus der Staatskaſſe gewährt. 


Die e ; welche der vormaligen Freien Stadt Frankfurt 
gegenüber den Kirchen, Pfarreien und Schulen in den Ortſchaften Bornheim, 
Oberrad, Niederrad und Niederurſel oblagen, gleichwie die dieſen Verpflichtungen 
gegenüberſtehenden Rechte ſind Verpflichtungen und Rechte des Staates. Alle 
zur Dotation oder zur Benutzung für die Kirchen, Pfarreien und Schulen in 
ieſen Ortſchaften gegenwärtig beſtimmten und überwieſenen Grundſtücke, Ge⸗ 
bäude und Berechtigungen ſind Eigenthum der betreffenden Kirchen, Pfarreien 
und Schulen, reſp. der Kirchen-, Pfarr⸗ und Schulgemeinden. Die Stadt⸗ 
e hat diejenigen früher zur Dotation oder zur Nutznießung für die 
irchen, Pfarreien oder Schulen in dieſen Ortſchaften beſtimmt und überwieſen 
geweſenen Immobilien und Berechtigungen, welche zum Vermögen der vorma⸗ 
(Nr. 17344.) 51l* ligen 


SE 


ligen Freien Stadt Frankfurt eingezogen worden ſind, ebenſo wie die für die 
Ablöſung derartiger Berechtigungen eingegangenen oder noch ausſtehenden Ab⸗ 
löſungskapitalien, und zwar Alles mit den Nutzungen vom 1. Januar 1868. ab, 
an die betreffenden Kirchen, Pfarreien oder Schulen, reſp. an die Kitchen, 
Pfarr⸗ oder Schulgemeinden, ohne jeden Entgelt und frei von Hypotheken und 
Laſten, ſoweit letztere nicht öffentliche ſind, zu Eigenthum zurückzugewähren. 


Artikel 14. 
Irrenanſtalt, Taubſtummenanſtalt und Rochushoſpital. 


Eine Beitragspflicht des Staates zur Unterhaltung der Irrenanſtalt, der 
Taubſtummen⸗Erziehungsanſtalt und des Rochushoſpitals zu Frankfurt a. M. 
findet nicht Datt ` ` 


Artikel 15. 
Stiftungen. 
Die Verwaltung der vorhandenen Stiftungen verbleibt der Stadtgemeinde, 


Artikel 16. 

Schulden. 8 
Von den Schulden der vormaligen Freien Stadt Frankfurt werden die 

nachbenannten Anleihen: 24 

1) die Anleihe vom 9. April 1839. (Publikandum vom 19. März 1839.), 
2) die Anleihe vom 2. Januar 1844. (Geſetz vom 5. September 1843 .), 
3) die Anleihe vom 12. Mai 1846. (Geſetz vom 10. Februar 1846), 
4) die Anleihe vom 30. November 1848. (Geſetz vom 14. November 1848.), 
5) die Anleihe vom 2. November 1857. (Geſetz vom 27. Oktober 1857), 
6) die Anleihe vom 1. Februar 1858. (Geſetz vom 27. Oktober 1857), 


in der Höhe, auf welche die einzelnen Anleihebeträge nach den bisher erfolgten 
Tilgungen ſich gegenwärtig noch belaufen, als Staatsſchulden auf den Staat 

übernommen. | HAN 
Die beiden Darlehne, welche das vormalige Rechnei⸗ und Rentenamt zu 

Frankfurt a. M,. A 
a) laut Schuldverſchreibung vom 23. Juli 1866. in Höhe von 5,747,008 Fl. 
45 Kr. bei der Frankfurter Bank, 1 5 oe 

b) im 


— 8 
b) im September 1866. von Privaten gegen Darlehnsſchuldſcheine im Ge⸗ 
ſammtbetrage von 1,200,000 Fl. i 


aufgenommen hat, werden vom Staate für Rechnung der Staatskaſſe zurück⸗ 
gezahlt und vom 1. Januar 1868. ab bis zur Zurückzahlung verzinſt. ; 


Alle durch dieſen Rezeß nicht ausdrücklich auf den Staat übernommenen 
Schuldverbindlichkeiten der vormaligen Freien Stadt Frankfurt, insbeſondere 


die auf Grund des Senatsbeſchluſſes vom 23. Oktober 1828. zur nase 
einer neuen Waſſerleitung aufgenommene Anleihe vom 15. Januar 1829. 
und die auf Grund der Geſetze vom 12. Januar und 13. Mai 1864. 
zur Ablöſung gewerblicher Berechtigungen aufgenommenen beiden Anleihen 
vom 20. Mai 1864. 


bleiben als ſtädtiſche Schulden der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. zur Laſt. 


Artikel 17. 
Staatsdiener. 


Von den Beamten der vormaligen Freien Stadt Frankfurt haben die 
Eigenſchaft von unmittelbaren Staatsbeamten im Sinne der zur Regelung der 
Staatsdiener⸗Verhältniſſe in den neu erworbenen Landestheilen erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen, insbeſondere der beiden Verordnungen vom 23. September 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1613. und 1619.) und der Verordnung vom 6. Mai 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 713.) diejenigen, welche bei Erlaß des Beſitznahme⸗Patents 
vom 3. Oktober 1866. in einem Dienſtzweige angeſtellt waren, der gegenwärtig 
nach Maaßgabe des Staatshaushalts⸗Etats in den Bereich des unmittelbaren 
Staatsdienſtes fällt. Alle übrigen Beamten der vormaligen Freien Stadt Frank⸗ 
furt ſind Beamte der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 


Artikel 18. 
Penſionen. 


| Von den an Beamte und ehemalige Beamte der vormaligen Freien Stadt 
Frankfurt zu gewährenden Penſionen werden auf die Staatskaſſe übernommen: 


J) die Penſionen der vormaligen Senatoren, des Kanzleiraths und des 
Rathsſchreibers der Stadtkanzlei und des Konſulenten der vormaligen 
ſtändigen Bürger⸗Repräſentation; 


2) die Penſionen aller ſonſtigen Beamten inſoweit, als die Empfänger aus 
einer ſolchen Dienſtſtelle in den Penſionsſtand getreten find oder treten, 
welche gegenwärtig nach Maaßgabe der Beſtimmung im Artikel 17. dem 
Bereiche des unmittelbaren Staatsdienſtes angehört. 

Cr. 7344) ; Die 
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hält ohne Unter = 
und ſtädtiſchen Einnahmen und hat dagegen die ſämmtlichen auf das Jahr 1866. 


N 


| ou | 
Die Uebernahme erfolgt in Anſehung der ſchon zahlbaren Penſionen vom 


1. Januar 1868. ab. Die gleichen Beſtimmungen gelten für Wartegelder. 


Alle an Beamte der vormaligen Freien Stadt Frankfurt zu gewährenden 
Penſionen, welche nach Mgaßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen nicht auf die 
Staatskaſſe zu übernehmen ſind, fallen der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. zur Laſt. 


Artikel 19. 
Wittwen⸗ und Waiſen⸗Penſionsanſtalt. 


Die in Frankfurt a. M. auf Grund des Geſetzes vom 6. Oktober 1863. 
beſtehende Penſtonsanſtalt für die Wittwen und Waiſen von Staatsdienern 
wird mit dem 1. Januar 1870. aufgelöſt. Die Rechte und Verpflichtungen der⸗ 
ſelben gegenüber den vorhandenen Mitgliedern und den Hinterbliebenen verſtor⸗ 


bener Mitglieder werden in vollem Umfange aufrecht erhalten und gehen von 


dem bezeichneten Zeitpunkte ab 
in Anſehung derjenigen Mitglieder und der Hinterbliebenen ſolcher ver⸗ 
ſtorbener Mitglieder, welche den im Artikel 18. des gegenwärtigen Re⸗ 
zeſſes unter Nr. 1. und 2. bezeichneten Kategorien angehören reſp. an⸗ 
gehört haben, 


auf den Staat, 


in Anſehung aller übrigen Mitglieder und Hinterbliebenen von verſtor⸗ 
benen Mitgliedern a 


auf die Stadtgemeinde Frankfurt a. M. über. 


Das Vermögen der Anſtalt wird bei Auflöfung derſelben zwiſchen dem 
Staate und der Stadtgemeinde nach Verhältniß der Beiträge getheilt, welche 
der Staat mit 11,940 Fl. und die Stadtgemeinde mit 8,060 Fl. zu der der 
Anſtalt gewährten jährlichen Subvention von 20,000 Fl. (Art. 12. des Geſetzes 
vom 6. Oktober 1863.) gegenwärtig leiſten. 


Artikel 20. 
Abrechnung für das Jahr 1866. 


Für das Jahr 1866. wird die geſammte Staats⸗ und Stadtverwaltung 
der ehemaligen Freien Stadt Frankfurt nebſt Gebiet für den Zweck der finan- 
ziellen Abrechnung noch als eine ungetrennte behandelt. Die Stadtgemeinde be⸗ 

Vic die ſämmtlichen auf das Jahr 1866. fallenden ſtaatlichen 


fallenden ſtaatlichen und ſtädtiſchen Ausgaben zu beſtreiten. 5 = 
„N 


Der Betrag von 89,511 Fl. 30 Kr., welcher von der General⸗Staatskaſſe 
für Rechnung der in der vormaligen Freien Stadt Frankfurt im Jahre 1866. 
aufgekommenen Zollrevenüen, zur Ausführung der abrechnungsmäßigen Heraus⸗ 
zahlungen an Zollvereinsſtaaten, vorſchußweiſe gezahlt worden iſt, iſt mit dem 
obigen Betrage von der Stadtgemeinde an die Staatskaſſe zu erſtatten. 

Der dem Wardein bei der Münze zu Frankfurt a. M. zum Betrieb einer 
See gewährte Vorſchuß von 29,000 Fl. iſt ein Aktivum der Stadt⸗ 
gemeinde. 


Artikel 21. 
Staats⸗Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1867. 


Für das Jahr 1867. ſind als Einnahmen und Ausgaben des Staates 
diejenigen Einnahmen und Ausgaben zu behandeln, welche nach Maaßgabe der 
bei den Staatskaſſen thatſächlich zur Vereinnahmung und Verausgabung gekom⸗ 
menen Beträge in der dieſem Rezeſſe als Anlage beigefügten Ueberſicht von den 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben in dem Gebiet der ehemaligen Freien 
Stadt Frankfurt für das Jahr 1867. zuſammengeſtellt find. Inſoweit darin 
einzelne auf das Jahr 1866. fallende Ausgaben (Artikel 20.) enthalten ſind, 
bleiben dieſelben der Staatskaſſe zur Laſt. Alle in dieſer Ueberſicht nicht ent⸗ 
haltenen Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1867., auch wenn ſie nach 
Maaßgabe der Beſtimmungen dieſes Rezeſſes die Eigenſchaft von Staats⸗ 
Einnahmen und Ausgaben haben, verbleiben der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 


Artikel 22. 
Vergleichsſumme. 


Zur vergleichsweiſen Erledigung der in dem gegenwärtigen Rezeß nicht 
beſonders berückſichtigten weiteren Anſprüche, welche die Stadtgemeinde Frank⸗ 
furt a. M. aus Anlaß der Sonderung des ſtädtiſchen und des Staats⸗Vermögens 
erhoben hat, wird der Stadtgemeinde als Pauſchquantum die Summe von zwei 
Millionen Gulden aus der Staatskaſſe gezahlt. 


Die Zahlung erfolgt am 1. Mai dieſes Jahres nach Wahl der König⸗ 
lichen Staatsregierung baar oder in Preußiſchen Staatspapieren nach dem Tages⸗ 
kurſe durch die Kreiskaſſe zu Frankfurt a. M. a 


Artikel 23. 
Anſprüche aus der Vergangenheit. | 
Durch die Beſtimmungen des gegenwärtigen Rezeſſes wird die Ausein⸗ 


anderſetzung zwiſchen dem Staat und der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. DE 
(Nr. 7344.) es 


Ee 


des früher ungetheilten Staats- und Stadthaushalts dergeſtalt abgeſchloſſen, daß 
auf Grund von Bewilligungen oder ſonſtigen verpflichtenden Akten der Regie⸗ 
rung, der Behörden und Körperſchaften der vormaligen Freien Stadt Frankfurt 

für die Stadtgemeinde, für Korporationen, Anſtalten, Stiftungen, Kirchen, 
Pfarreien, Schulen, Beamte, Geiſtliche, Lehrer oder Privatperſonen weitere 

Anſprüche an den Staat nicht ſtattfinden, als in dem Umfange, in welchem die 
gegenüberſtehenden Verpflichtungen durch dieſen Rezeß auf den Staat übernom⸗ 
men worden ſind. 8 age! 


En“ | In Anſehung der Vergütigung für Kriegsleiftungen und Laſten aus dem 
Be Jahre 1866. verbleibt es bei den Beſtimmungen des Erlaſſes vom 25. Sep⸗ 
tember 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1683 .). 


Dieſer Rezeß iſt von den beiderſeitigen Kommiſſarien in doppelter Aus⸗ 
fertigung vollzogen und unterſiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 26. Februar 1869. 


Guenther. (L. S.) Hoffmann. (L. S.) Dr. Mumm. (L. 8.) 
Paſſavant. (L. S.) Dr. Rumpf. (L. S.) Dr. Hamburger. (I. S.) 
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Einnahme. 


I. Finanz⸗Miniſterium. 


Direkte Steuern. f 
i EE 1,272 


SE Nee ee 88,110 | 414 
Klaſſifizirte Einfommenfteuer .....2.......00n.. 122,100 | 42% 
/G en 3,968 9 
ed AL ne 60,090 | 42 
Verſchiedene Einnahmen 143 50 
Summa Kapitel 1...... 275,686 | 10% 


Indirekte Steuern. 
a. Für das J. Quartal 1867. | 


Ein» und Ausgangs- Abgaben 
Blei» und Zettelgelder 


Ko 1 3 ENEE 


330,246 17 
356 | 51 


— — 


330,03] 8 
Davon ab: Herauszahlungen an die Zollvereins⸗ 
f 223,254 | 30 
Bleibt pro I. Quartal 1867...... 107,348 | 38 


b. Für das II. III. und IV. Quartal 1867. 


Ein» und Ausgangs Abgaben 1,103,748 41 
Branntweinſteuer und Uebergangs⸗ Abgabe von 
d EE 4,149 33 


Meese „„ „„ „„ „„ „„ 


— — — 


Seite 1,200,649 | 394 


Uebertrag..... 

9: | Schlachtiteiter... E 

N Ol ee 

11. | Verſchiedene andere Einnahmen.. 

Davon ab: Herauszahlungen an die Zollvereins⸗ 

u n EE 

Bleiben pro II. III. und IV. Quartal 1867. 

e Summa Kapitel 2. 
3. Münze. ö 

Nenn ee 

2. | Einnahmen der Münzanftalt 

3. | Sonftige Einnahmen. 

Summa Kapitel 3...... 

Summa I. Finanz-Minifterium..... 


II. Juſtiz⸗Miniſterium. 


4. Einnahmen aus der Rechtspflege 
Summa II. für ſich. 
Summa der Einnahmen 

Gr. 7344. 52“ 


1,200,649 | 393 
120/262 57 
107,923 124 
43,460 24 


174727294 592 
860,993 | 454 


527 


27,375 48 


167 7 
4,669 24 


32,212 19 
1,026,548 213 


718,649 


17807 11 


028,355 323 


— 396 — 


Ausgabe. 
Fl. Kr. 
Fortdauernde Ausgaben. 
A. Betriebs- Erhebungs- und Verwaltungskoſten 
und Laſten der einzelnen Einnahmezweige. 
I. Finanz⸗Miniſterium. 
155 Direkte Steuern. 

1.] Veranlagungs⸗ und Erhebungskoſten für ſämmtliche 
Einuhmezwei ge 5,974 27 

2. Perſönliche, ſächliche und vermiſchte Ausgaben für 
die Kreiskaſſe in Frankfurt a. MMwmwu— 10,490 4 
Summa Kapitel 1...... 16,464 | 274 

SS? Indirekte Steuern. 
8 A. Für das J. Quartal 1867. 
engen mern 14,097 172 
2.] Andere perſönliche Ausgaben. 2,609 30 
3.] Sächliche und vermiſchte Ausgaben 1,486 22 
4.1, Opnllige Ausgaben 158 | 57 
Summa für das I. Quartal 1867...... 18,352 | 62 
b. Für das II. III. und IV. Quartal 1867. 

L Beſoldung e a ale: 82,671 | 59 
2. | Andere perſönliche Ausgabennd 115̃ — 
3. Sich de e e CV 670 14 
4.] Sächliche und vermiſchte Ausgaben 23,921 184 
Sonſtige Ausgaben 10,208] 77 
Summa für das II. bis IV. Quartal 1867... . 117,646 382 

Summa Kapitel 2. 135,998 45 


Seite 152,463 | IER 
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Münze. 


Verwaltungskoſten. 


Betriebskoſten. 


Perſönliche Ausgaben 
vermiſchte Ausgaben 


Sächliche und 
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Zur Bildung eines Berichten? 
Summa Kapitel 3. 

Summa A. Betriebs⸗Ausgaben .. 


B. Staatsverwaltungs⸗ Ausgaben. 


I. Finanz ⸗Miniſterium. 
Civilpenſionen 


II. Juſtiz⸗Miniſterium. 


Ober⸗Staatsanwaltſchaft 
Appellationsgericht 
Stadtgericht . 
Zuchtpolizei⸗Gericht 


(Nr. 7344.) 
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Summa I. für ſich. 


—kI—ꝓůA1qẽ æũ vu 


N 


CCC 


D 


eee  ECN e: 
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4,350 — 
532 | 20 


117659 11 
7,544 37 


104 | 22 
8,021 | 49 


32,212 | 19 


184,675 | 314 


15,148 | 5 


4,206 | 50 
7635| E 
9,167 | 38 
1,535 | — 


— 
. 22,524 | 28 


Se Ausgabe 
Gel E 
Ge | Fl. Er. 
Uebertra g 22,524 | 28 
5.1 Stadt- Amtsgericht NEE 2,074 | 59 
6.1 Land ⸗Juſtizam ... nenne er EE 1,402 | — 
7.] Rügegeriht eene e 1,337 | 30 
8.] Unterfuchungsgertiht AE 2,125 — 
E det. E EE 1,485 | — 
Transſkriptions-⸗ und Hypothefen-Buchführung ..... 2,550 — 
11.] Sächliche und vermifchte Ausgaben 11,277 | 572 
Summa II. 44,776 544 
III. Miniſterium des Innern. 
6.] 1.] Civil⸗Kommiſſariat und Civil⸗Adminiſtration 41/3816 
Polizei⸗Verwaltung. 
2.] Perſönliche Ausgaben 28,715 45 
3.] Sächliche und vermiſchte Ausgaben 6,846 34 
Landräthliche Behörden. S 
4.| Sächliche und vermifchte Ausgaben 306 | 8 
Straf, Beſſerungs⸗ und Gefangenen-An- 
ftalten. 
5. | Sonftige Ausgaben EE 3,956 | 7% 
Für Wohlthätigkeitszwecke. 
6.] Ehrengeſchenk an Veteranen de 1813/15 4,150 — 
Summa III.. 85,355 | 403 


IV. Miniſterium der geiftlichen, Unterrichts: 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


7.| 1.] Beitrag zur Dotation des Bisthums Limburg... 4,281 15 
Summa IV. für ſich. i 


Ausgabe. 


7% ee en 


(Nr. 7344— 7345.) 


Fl. 5 — 
V. Militair⸗ Verwaltung. 
Sack 1 E Ai den Koſten der Militair - Verwaltung 
EE ( 333,368 | 27% 
2.] Desgleichen, Reſt pro 1866 ꝛ᷑ꝛ T 172,020 — 
3] Truppen ⸗Transportkoſte n 6,469 46 
, ,, sen anne re 16,215 | 16 
Summa V. 528,073 | 29% 
Dazu: we Ina: 4,281 | 15 
l 85,355 40 
„ I 44,776 545 
: Eeer 15,148 5 
Summa der Staatsverwaltungs Ausgaben | 677,635 | 24% 
Dazu Betriebs⸗ Ausgaben 184,675 | 31% 
Summa aller Ausgaben 862,310 | 56% 
Abſchluß. 
Die Einnahme beträgt 1,028,355 32% 


862,310 564 


166,044 | 364 


(Nr. 7345.) 


STE 


(Nr. 7345.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der Abänderung 
des §. 11. des Statuts der Iſerlohn⸗Weſtig⸗Sundwig-Deilinghofer 
Wegebaugeſellſchaft zu Iſerlohn. Vom 15. Februar 1869. 


. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 6. Februar 
1869. der von der Generalverſammlung der Aktionaire der Iſerlohn⸗Weſtig⸗ 
Sundwig⸗Deilinghofer Wegebaugeſellſchaft laut notarieller Verhandlung vom 
23. November 1868. beſchloſſenen Abänderung des $. 11. des Geſellſchafts⸗ 
ſtatuts die Allerhöchſte Genehmigung zu ertheilen geruht. Der Allerhöchſte 
Erlaß nebſt dem Beſchluſſe der Geſellſchaft wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


